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	Name: 
	Frage1: Wir sehen die beabsichtigte Regelung kritisch. Zum einem ist eine tarifvertragliche Regelung verglichen mit den gesetzlichen Regelungen für Arbeitnehmer nicht zwingend vorteilhafter. Einige Tarifverträge sehen z.B. Verfallsklau- seln und kürzere Kündigungsfristen als die gesetzlichen Fristen vor. Ein neu verhandelter Tarifvertrag wäre für den Arbeitnehmer zudem z.B. auch wirksam, wenn es für ihn eine Verschlechterung darstellen würde. Bedenken bestehen u.E. auch im Hinblick auf Art. 9 GG. Art. 9 GG räumt jedem Arbeitgeber und Arbeitnehmer das Recht ein, frei zu entscheiden, ob er tarifgebunden oder z.B.  Mitglied in einer Gewerksachaft sein möchte.  Zudem würde die beabsichtigte Regelung den Ausschluss des überwiegend nicht tarifgebundenen Mittelstands von Aufträgen der öffentlichen Hand bedeuten. Diese Diskriminierung tarif-ungebundener Unternehmen fördert aber nicht den freien Wettbewerb, sondern gefährdet ihn. Auch die durch die Regelung beabsichtigte Lohnangleichung zwischen Ost- und West wird der aktuellen wirtschaftlichen Situation der mittelständischen Unternehmen in den östlichen Bundesländers nicht gerecht. 
	Frage2: In keinem  Bereich. Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle Unternehmen. Eine darüber hinausgehende Regelung ist aus den Gründen zu Ziffer 1 nicht geboten. Hier möchten wir auch nochmals auf die Problematik der Ost-/Westangleichung hinweisen: In den östlichen Bundesländern ist das Verhältnis der Arbeitslohnkosten zu Umsatz/Gewinn der mittelständischen Arbeitgeber nicht anders als in den westlichen Bundesländern. 

Die evt. geringeren Löhne führen nicht zu einem geringeren Lebensstandard, da auch die Lebenshaltungskosten (z.B. Miete, Immobilienkäufe etc.) entsprechend niedriger sind. 



 
	Frage3: s.o.
	PLZ: 53229
	Sitz/Wohnort: Bonn
	Vorname: 
	Name der Organisation: bvse Bundesverband Sekundärrohstoffe  und Entsorgung e.V. 
	Frage6: Wie oben dargelegt, halten wir einen Nachweis ohne Verstoß gegen die DSGVO nicht für möglich. 
	Frage4: Wir sehen keine Regelung, die auch im Hinblick auf die Regelungen der DSGVO  unbürokratisch und praktisch umsetzbar wäre. 




	Frage5: 
	Frage8: keine
	Frage9: 
	Frage7-Begruendung: 
	Kontrollkästchen 1: Off
	Kontrollkästchen 2: Ja
	Kontrollkästchen 3: Off
	Kontrollkästchen 4: Off
	Kontrollkästchen 5: Off
	Kontrollkästchen 6: Off
	Frage7-Sonstiges: 
	Art der Organisation: [Kammer/Verband/NGO/Gewerkschaft]


